
Erscheint jeden Freitag. Jnserate werdenbisDonners

- r ,

c s er tsc- a .
Vränumerationspreis viertel-

äbrlich 60 Pf» durch die

Post bezogen 75 Pf-

 

tag Mittag in der Expedition

angenommen und kostet die ge

spaltene Zeile 10 Pf.

Redakteur: Königl. Kreisfekretair Raube;

Druck und Verlag Von A. Ludwi g in Oels.
  Æ.-17.»

Das, den 25. April 1884.
 

22-. Mai). 

 

Ll UT t l May-e
r T h- c Isk.».:.—...»

.

A' Vekanntmachimgen des Königlichen Landraths-Amts.

Nr. 131. Berlin, den 1. März 1884.

Bekanntmachung, den Remonte-L-lnkauf
pro 1884 betreffend.

Regierungs - Bezirk Breslau.
Zum Anlauf von Remonten im Alter von drei

und ausnahmsweise vier Jahren, sowie zu Artillerie-
Stangenpferden geeigneten 5jährigen Pferden —-—
letztere jedoch nur bis zum 1. Juli cr. —- sind im
Bereiche der Königlichen Regierung zu Breslau für
dieses Jahr nachstehende, Morgens 8 Uhr beginnende
Märkte anberanmt worden, und zwar:

den 30. Mai in Namslau,
31. » » Bernstadt,
3. Juni » Süßwinkel, Kr. Oels,

» 26. Juli » Poln.-Wartenberg,
M 28' » » Trebnitz,

» 29 » » Briegy

» 30° » » Kostenblut,

n 3 1 ' » » Striegau,

» 4. August » Trachenberg

Die von der Remonte-Ankaufs-Commission ge-
kauften Pferde werden zur Stelle abgenommen und
sofort gegen Quittung baar bezahlt.

Pferde mit solchen Fehlern, welche nach den
Landesgesetzen den Kauf rückgängig machen, sind vom
Verkäufer gegen Erstattung des Kaufpreises und der
Unkosten zuriickzunehnien; ebenso Krippensetzerz welche
sich in den ersten vierzehn Tagen nach Einlieferung
in den Depots als solche erweisen.

Die Verkäufer sind verpflichtet, jedem verkauften
Pferde eine neue, starke, rindlederne Trense mit
starkem Gebiß (keine Knebeltrense) und eine Kopf-
halfter von Leder oder Hanf mit 2, mindestens
2 Meter langen, starken, hanfen en Stricken ohne
besondere Vergütignng mitzugeben.

Die Deckscheine der vorgeführten Pferde sind
erwünscht, ebenso bleibt es entschieden wünschenswerth,
daß die Schweife der Pferde nicht verkürzt werden.
Kriegsministerium. Abtheilung für das Remontewesen.

gez.« Frhr. v. Troschke. Graf v. Klinkowström
 

Oels, den 28. März 1884.
Vorstehende Bekanntmachung haben die Herren

Guts- nnd Gemeindevorsteher des Kreises den Pferde-
züchtern zur Kenntniß zu bringen.

Sollten in einzelnen Ortschaften verdächtige Er-
kranknngen von Pferden stattfinden, so ist mir davon
schleunigst Mittheilung zu machen.

Nr. 132. Breslau, den 13. April 1884.
Von den Herren Disciplinar-V"iinistern ist durch

Circular-Erlaß vom 13. v. M. hierher mitgetheilt
worden, daß das im Dienstgebrauch zur Verwendung
kommende Briespapier fast überall noch die Breite
von 23 cm beibehalten hat, während nach dem Mi-
nisterial-Rescripte vom 9. März 1877 das zum Ge-
schäftsgebrauche der Behörden bestimmte Papier durch-
gehends die Breite von nur 21 cm haben soll nnd
daß infolgedessen die bezüglichen Schriftstücke, weil sie
im Geschäftsgange und bei Einheftung in die Akten
über den Rand der übrigen Schriftstücke hervorragen,
im hohen Grade der Beschädigung ausgesetzt seien.

Es ist daher, um diesem Uebelstande abzuhelfen
und dabei den Charakter des Briefformats zu wahren,
von den Herrn Ministern gleichzeitig angeordnet, daß
fortan die Beschaffung des zum Dienstgebrauche er-
forderlichen Papiers in der Höhe von 27 cm Und
in der Breite von 21 cm, sowie die Beschneidung
der vorhandenen Bestände auf diese Maaße erfolgt.

Jndeni diese Anordnung unter Hinweis auf die
diesseitige Verfügung vom 4. April 1877 (I. D. II.
5047) zur Kenntniß und Nachachtung hierdurch mit-
getheilt wird, werden die Herren Landräthe veranlaßt,
die Jhnen unterstellten Behörden und Beamten wegen
genauer Beachtung dieser Vorschrift mit entsprechender
Anweisung zu versehen.

Kgl Regierungs-Präsident
Frhr. v. Juucker.

Dem, den 21. April 1884.
Vorstehende Verfügung bringe ich hierdurch zur

Kenntniß der Qrtsbehörden des Kreises.
Jch bemerke, daß sich die Vorschrift über die Höhe

und Breite des Papierforniates nicht blos auf das
zum Schriftwechsel, sondern auch auf das zu Nach-
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weisungeu 2c. zu verwendende Papier bezieht und er-
warte, namentlich in Bezug auf die in die höheren
Jnstanzen einzureichenden Schriftstüeke, die genaue Be-
folgung der Vorschrift, um nicht genöthigt zu fein,
dieselben zum Umschreiben zurückzugeben

Nr. 133. Oels, den 21. April 1884.
Nach einer neueren Bestimmung des Herrn Re-

gierungs-Präsidenten erscheint es zur Verhütuug etwaiger
Störungen des Viehhandels in denjenigen Fällen, in
denen Viehhändler gekauftes Rindvieh nur kurze Zeit
in ihre Ställe eingestellt und dann zum Weiterverkauf
für den Transport eines Ursprungs-Attestes bedürfen,
ausreichend, wenn Seitens der Behörde desjenigen
Ortes, in welchem zuletzt das Biehftiiek stand, auf
Grund des früheren Ursprungsattestes in der Spalte
Bemerkungen hinzugefügt wird, wo und während
welcher Zeitdauer sich das Viehstiiek vorher befunden
hat, so daß aus dem Ursprungs-Atteste der Standort
des Viehstückes während der letzten vier Wochen
immer ersichtlich sein wird.

Dies bringe ich hierdurch zur Kenntniß der
städtischen Polizeiverwaltungen nnd Amtsvorsteher
des Kreises.

Nr. 134. Berlin, den 25. März 1884.
Die Zahl der im Central-Polizei-Blatt auf Er-

suchen von Polizei- und Ortsbehörden zum Abdruck
gelangenden Bekauntmachungen untergeordneten, das
allgemeine ficherheitspoltzeiliche Jnteresse nicht be-
rührenden Jnhalts ist allmählig bis zu einem die
Uebersichtlichkeit und den Zweck des gedachten Organs
wesentlich beeinträchtigendeu Maße gestiegen.

Wir nehmen hieraus Anlaß, auf die Nothwendig-
keit einer sorgfältigeren Auswahl der zur Veröffent-
lichung zu bestimmenden Bekanntmachungen hinzuweisen
und heben insbesondere hervor, daß in Fällen, in denen
es sich um die Ermittelung von entlaufenen Lehrlin-
gen, von Personen, denen Strafmandate bezw. Ter-
minsvorladungen behändtgt werden sollen, oder um
Einziehung resp. Vollstreekung von Polizeistrafen resp.
Gewerbesteuereontraventionsstrafeu handelt, von einer
Benutzung des Centralpolizeiblattes der Regel nach
Abstand zu nehmen Ist.

Ew. Hochwohlgeboren wollen die Jhnen unter-
stellten Polizei- und Ortsbehörden hiernach gefälligft
mit Anweisung verscheu- « .

Der Minister des Innern.
Jm Auftrage:

gez. h. Zastrow.
Der Minister für Landwirthschaft, Domänen und Forsten.

· Jn Vertretung:
gez. Mareart.

Der Finanz-Minister.
Jn Vertretung:
gez. Meinecke.

An den Königlichen Regierungs-Präsidenten Herrn Freiherrn
Juncker von Ober-Conreur, Hochwohlgeboren zu Breslau

am. d. Jun. II. 1912. M. f. L. pp. l. 4167, III. 3076
F.-M. I. 3486.  

‚ « Oels, den 17. April 1884.
Vorstehendes Reseript bringe ich hierdurch zur

Kenntniß der Ortsbehörden des Kreises.

Nr. 135. Oels, den 21. April 1884.
Nach amtlicher Anzeige ist der Hund des Häuslers

Gottlieb Grottke zu Maliers als tollwuthverdächtig
getödtet worden. Da qu. Thier andere Hunde während
der Tollwnth gebissen hatte, so ordne ich hiermit auf
Grund des § 20 der Instruktion zur Ausführung des
Gesetzes über die Abwehr und Unterdrückung von
Viehseuchen vom 23. Juni 1880 an, daß in Maliers
und den von dort bis 4 km entfernt liegenden Ort-
schaften Buckowintke und Weißensee, hiesigen Kreises,
sämmtliche Hunde auf die Dauer von drei Monaten
an die Kette gelegt oder eingesperrt werden.

Oels, den 16. April 1884.

Personal-Chronik.
Vercidigt: der Freiftellenbesitzer Karl Mistol zu

Pontwitz als Gemeindevorsteher der Gemeinde
Pontwitz.

Der Königliche Landrathamts-Verweser.
von Kardorff.

Nr. 136.

B. Bekanntmachungen anderer Behörden.

Oels, den 4. April 1884.
Steckbrtef.

Gegen den unten beschriebenen Dienstjungen
Wilhelm Bartolomäus aus Grüneiche, Kreis
Militsch, welcher flüchtig ist, ist die Untersuchungshaft
wegen Diebstahls verhängt.

Es wird ersucht, denselben zu verhaften und in
das Gerichtsgefängniß zu Trachenberg abzuliefern.
J. 214/8 .

Der Erste Staatsanwalt
Beschreibung

Alter: 17 Jahre. Größe: 1,58 m. Statur: unter-
setzt. Haare: blond. Stirn: gewöhnlich. Augen-
brauen: blond. Augen: blau· Nase: stumpf. Mund:
gewöhnlich. Zähne: vollständig. Kinn: rund. Ge-
sicht: voll und rund. Gesichtsfarbe: blaß. Sprache:
deutsch. Besondere Kennzeichen: Narbeu von Blattern
im Gesicht. Kleidung: dunkler Rock, ebensolche Hosen,
langschäftige Stiefeln, schwarze Mütze und baum-
wollenes Halstuch

Steckbriefs-Erledigung.
Elbing, den 16. April 1884.

Der von der Königl. Staatsanwaltschaft zu Oels
hinter dem Fleischergesellen Salo Eh r e n h a u s, geboren
am 5. April 1838 zu Gleiwitz, jüdischer Religion,
unter dem 21. Februar 1884 erlassene Steckbrief ist
erledigt. ——— Aktenzeichen J. 902/84.

Königliche Staatsanwaltschaft.
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Beilage zu Nr. 17 desHelfer Kreisblattcs. «
»H« Aussichten des Sozialistengesetzes
Die Entschiedenheit, mit welcher verbündete Fort-

schrittler und Sezessionisten sich gegen eine Verlängerung
der Geltungsdauer des Sozialistengesetzes ausgesprochen
hatten, ist in sichtlichem Schwinden begriffen. Der
Abg. E. Richter und andere »Entschiedene« beharren
auf der ein Mal ausgegebenen Losung, diesezessionistischen
Redner und Zeitungen aber lassen sich durch die Rück-
sicht auf die neu gewonnenen Freunde und Bundes-
genossen nicht abhalten, im entgegengesetzten Sinne zu
urtheilen und die Beibehaltung dieses Gesetzes als
»das kleinere unter den vorhandenen Uebeln« zu be-
zeichnen. Der wahre Grund, aus welchem diese neu-
erworbene Einsicht in die Unentbehrlichkeit des gegen
die Ausschreitungen der Sozialdemokratie gerichteten
Gesetzes herrührt, wird von den Herren natürlich ver-
schwiegen und hinter allerlei tiefsinnig aussehenden
Erwägungen versteckt. Und doch ist der eigentliche
Zusammenhang der Sache so naheliegend und einfach,
daß man ihn mit Händen greifen kann. Jn seiner
ungeheuren Mehrheit ist das deutsche Volk ein
monarchisches Volk, dem die Sicherheit seines Kaisers
und die Respektirung des kaiserlichen Willens über
jede andere Rücksicht geht. Seit der am 22. März
d. J. bekannt gewordenen Aeußerung des Kaisers
darüber, daß die Aufrechterhaltung des Gesetzes, »für
welches er selbst geblutet habe“, für die Sicherheit des
Staates unentbehrlich sei, steht die Meinung der
meisten Deutschen über diesen Punkt unzweifelhaft fest
und ist es um die Durchführung des von den »Frei-
sinnigen« ausgegebenen Stichwortes so gut wie
geschehen. Noch giebt es in Deutschland eine Autorität,
die über jede andere geht; noch eine Popularität, mit
welcher sich keine zweite auch nur entfernt messen
könnte! Versuche, die Aufhebung des Sozialistengesetzes
gegen den Wunsch des Kaisers durcl)zusetzen, würden
an der öffentlichen Meinung wie Pfeile an einer
Felsenmauer abprallen und auf ihre Urheber zurück-
fallen. Bis tief in die Kreise hinein, die sonst nicht
abgeneigt sind, bei Gelegenheit mit den Oppositions-
parteien gemeinsame Sache zu machen, lebt ein starkes
Gefühl von dem, was der Deutsche an seinem Kaiser
hat und was er diesem Kaiser schuldig ist. Kommt
die Person des Kaisers in Frage, so ist mit den wohl-
klingendsten und pupulärsten Redensarten der so-
genannten Volksmänner nichts mehr auszurichten, weil
hier ein Gebiet beginnt, auf welchem unzählige, sonst
bestimmbare Deutsche nichtmehr mit sich handeln lassen.

Das scheint man nachgerade auch in den Reihen
der freisinnigen Führer zu verstehen. Auf einen Zu-
sammenstoß mit der monarchischen und patriotischen
Gesinnung des Volkes dürfen es Leute, die irgend
ihren Vortheil verstehen, nicht ankommen lassen, weil
sie im Voraus wissen, daß eine Niederlage unab-
wendbar sein würde.
heit und Eigensinn allerdings so erheblich vor, daß
man für ruhige Erwägungen unzugänglich ist »und
mindestens von einem großen Theil der Freisinnigen
läßt sich annehmen, daß sie auf ihrem Widerspruch
gegen das Sozialistengesetz verharren werden. Mögen

Vielfach walten Parteiverbissens 
 

diese Politiker thun, was sie nicht lassen können, —-
darüber, daß die Folgen einer Ablehnung des So-
zialistengesetzes lediglich auf sie selbst zurückfallen
würden, kann, unserer Meinung nach ebenso wenig
gestritten werden, wie über die Parteinahme aller
guten Deutschen für den Willen und die Meinung
ihres Kaisers.

Die Politik in den Ostertagen.
Am zweiten Osterfesttag haben in Köln und in

Neustadt an der Hardt Parteiverfammlungen statt-
gefunden. Während die letztere Vereinigung alle Aus-
sicht darauf hat, bleibende Bedeutung zu behalten,
trug die erstere den Charakter eines rein agitatorischen
Tagesereignisses. Die Kölner Versammlung war
unter dem 3. April durch eine Vereinigung klerikaler
Parteimänner der Rheinprovinz zusammenberusen und
in dieser Veranlassung ein Aufruf erlassen worden,
wie er seit Jahren in Deutschland nicht mehr vorge-
kommen ist. Jn dem Aufruf ist die Rede von den
„furchtbaren Verwüstungen und himmelfchreienden
Skandalen des Kulturkampses, welche die preußische
Regierung den Muth gehabt habe zn beginnen, den
zu beendigen sie aber anscheinend nicht den Willen
oder nicht die Kraft habe.“ »Sie rechnet, wo wir
unser Recht fordern.« Angesichts dieser Zustände
solle die Versammlung in Köln den Theiliiehmern
Gelegenheit bieten, vor aller Welt feierlich zu erklären,
»daß sie in alter Liebe, Treue und Verehrung an dein
Manne festhalten, dessen von Gott verliehene Hirten-
würde hoch über dem Spruch eines weltlichen
Gerichtshofes stehe, Einspruch zu thun gegen eine
Politik, die durch geringfügige Erleichterungen jenen
Zweck erreichen möchte, den der offene Kulturkainpf
verfehlte.» »Folget zu Tausenden unserm Rufe«,
heißt es am Schluß, »und legt als Katholiken und
Staatsbürger freimüthiges Zeugniß ab für die Wahr-
heit, für die durch Königswort und Verfassung ver-
bürgte Freiheit der Kirche für Euer gutes altes Recht.«

Anlangend die gefaßten Refolutionen, genügt die
Bekanntschaft mit dem Hauptinhalte derselben. Eine
Parteiverfammlung nimmt das Recht in Anspruch,
verfassungsmäßig erlassenen Gesetzen, sowie Akten der
Staatsregierung, welche auf Grund und in Befolgung
einer verfassungsmäßigen Gesetzgebung vollzogen worden
sind, die Geltung abzusprechen. Gesetze und Aus-
führungsakte werden für ungültig und rechtswidrig
erklärt, weil sie nicht im Einklang stehen mit einem
als göttlich prätendirteii Recht der Kirche.

Dieselben« Zeitungsblätter, welche über die Kölner
Versammlung und deren Beschlüsse berichteten, haben
eine Nachricht veröffentlicht, welche auf das Ver-
hältniß dieser Veranstaltung zu der wahren Lage der
kirchenpolitischen Frage ein außerordentlich helles
Licht wirft. Nach Meldungen, die von jenen Blättern
als verbürgt bezeichnet werden, hat derselbe Erzbischof
von Posen und Gnesen, dessen Wiedereinsetzung von
der Kölner Versammlung verlangt und als unver-
meidlich bezeichnet worden, freiwillig auf sein Amt



Zeichen dafür erblicken kennen, daß die Reichsregiernng
M—

' Zuckerfabrik Bernstadt.
Die Vertheilung des Rührusaauirns

an unsere HerrenRüben-Lieferanten findet statt:

ü
siestssitühtiredigt 6 Uhr: Herr Diakonus Kreb s.
Amtspredigt 9 Uhr: Herr Propst Thie l -
m an n.

Lu. Schütz —- v. Frankenberg’sche Stiftspredigt.)
)Nachmittags-Predigt 11/2 Uhr : Herr Sicher-
intendent U eb e r s ch ä r.

verzichtet. Der agitatorische Charakter der Versammlung
hätte kaum schlagender illustrirt werden können-

Ein ganz anderes Gepräge trug die am Oster-
montag zu Neustadt an der Hardt abgehaltene
Parteiversammlung der nationalliberalen Vereine
Süd- und Südwest- Deutschlands Die von uns
bereits gewürdigte Erklärung der Heidelberger Ver-
sammlung vom 23. März wurde aufs Neue bestätigt.
Der Oberbürgermeister Miquel aus Frankfurt a. M.,
welcher die Einleitungsrede hielt, erklärte sich u. A.
für den gegenwärtigen Zolltarif, dessen Beibehaltung
fortwährenden Schwankungen vorzuziehen sei, ins-
besondere für Getreidezölle; ferner für die Entwickelung
des Reichsgedankens im Einklang mit den Einzel-
staaten: er bekämpste die fortschrittlichen Bestrebungen
in Bezug aus das Militäiwesen und er trat mit
vollem Nachdruck für die großen sozialreformatorischen
Pläne ein, zu deren Verwirklichung so aussichtsvolle
Initiative ergriffen worden ist«

Bei der Stellung, welche der Redner innerhalb des
Kreises seiner politischen Freunde einnimmt, läßt sich
annehmen, daß er nicht nur im eigenen Namen
gesprochen und daß die ihm zu Theil gewordene
Zustimmung eine allgemeine Bedeutung habe. Jst
das der Fall, so wird man in dem Parteitage zu
Neustadt an der Hardt ein weiteres erfreuliches

Kirchltrhe Nachrichten.
Am Sonntage Misericordias Domini

predigen in der Schloßkirche:

Beichte früh 1/„9 Uhr: Herr Superintendent 111 Oels
U eb e r s ch är.

Donnerstag , den 1.
Wochenpredigt:

Mai, früh 8‘/2 Uhr:

 

 

 

 
» Bernstadt

in der Verwirklichung ihrer Ziele in der Folge eine
volle und wirksame Unterstützung auch da finden wird,
wo ihr dieselbe bisher nur im beschränktem Maße zu
Theil geworden ist.

Unser Kaiser hat sich von seinem Unwohlsein
gänzlich erholt und setzt seine gewohnte Thätigkeit in
vollem Umfange wieder fort.

Am Gründonnerstag fand übereinstimmend mit
den letzten Jahren die Feier des heiligen Abendmahls
im engsten Kreise der Kaiserlichen Familie bei den
Majestäten im Palais statt. Auch der Gottesdienst
am Charfreitag wurde im Palais abgehalten.

Am Mittwoch (9.) nahm der Kaiser den Vortrag
des Reichskanzler-Z Fürsten Bismarck, am Sonnabend
(12.) den Vortrag des Kriegsministers, am zweiten
Osterfeiertag (14.) den Vortrag des Staatsministers
Grafen von Hatzfeld und am Dienstag (15.) den
Vortrag des Chefs der Admiralität entgegen.

Unsere Kaiserin leidet seit einigen Tagen an
einem Erkältungszustande, welcher normal verläuft,
jedoch große Schonung auferlegt. Jhre Majestät
hat die Nacht vom Mittwoch zum Donnerstag gut
geschlafen und befindet sich heute wieder wohler.

bei Herren Neu ebaur if- Wilke,
„ Herrn B. aerr,

J. A. Trautwein
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Hamburg-Amerika Gleichzeitig machen wir darauf aufmerk-
Star!) New-York jeden

Mittwoch u. Sonntag
mit Deutschen Dampfsehiffen der

Hälllilllkgsklllskikitlllchcll
hatettahrt—Acüen—Gesellschan

Monat Bolton, Hamburg. ‚
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Julius Sachs in SBreBIan, I
I Graupenstrase 9.

Trichiiiensrheiue
empfiehlt A. Ludwig’s Buchdrnckeeei
in Oels.
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merksam, daß wir nur Rüben abzunehmen
verpflichtet find, welche aus von uns bezoge-
nem Samen stammen.

Bernstadt, im April 1884.

Die Direetion.

man und Wollfachen
werden unter Garantie zur Anfbewahrung angenommen.

Paul Schulz, Kürschner-, Ring 13.

  




